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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Geltungsbereich 

§ 6. Dieses Bundesgesetz gilt für folgende Universitäten: 

 1. Universität Wien; 

 2. Universität Graz; 

 3. Universität Innsbruck; 

 4. Medizinische Universität Wien; 

 5. Medizinische Universität Graz; 

 6. Medizinische Universität Innsbruck; 

 7. Universität Salzburg; 

 8. Technische Universität Wien; 

 9. Technische Universität Graz; 

 10. Montanuniversität Leoben; 

 11. Universität für Bodenkultur Wien; 

 12. Veterinärmedizinische Universität Wien; 

 13. Wirtschaftsuniversität Wien; 

 14. Universität Linz; 

 15. Universität Klagenfurt; 

 16. Universität für angewandte Kunst Wien; 

 17. Universität für Musik und darstellende Kunst Wien; 

 18. Universität Mozarteum Salzburg; 

 19. Universität für Musik und darstellende Kunst Graz; 

 20. Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung Linz; 

 21. Akademie der bildenden Künste Wien. 

Geltungsbereich 

§ 6. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für folgende Universitäten: 

 1. Universität Wien; 

 2. Universität Graz; 

 3. Universität Innsbruck; 

 4. Medizinische Universität Wien; 

 5. Medizinische Universität Graz; 

 6. Medizinische Universität Innsbruck; 

 7. Universität Salzburg; 

 8. Technische Universität Wien; 

 9. Technische Universität Graz; 

 10. Montanuniversität Leoben; 

 11. Universität für Bodenkultur Wien; 

 12. Veterinärmedizinische Universität Wien; 

 13. Wirtschaftsuniversität Wien; 

 14. Universität Linz; 

 15. Universität Klagenfurt; 

 16. Universität für angewandte Kunst Wien; 

 17. Universität für Musik und darstellende Kunst Wien; 

 18. Universität Mozarteum Salzburg; 

 19. Universität für Musik und darstellende Kunst Graz; 

 20. Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung Linz; 

 21. Akademie der bildenden Künste Wien. 

(2) Universitäten werden durch Bundesgesetz errichtet und aufgelassen. 

(3) Zwei oder mehrere Universitäten können durch Bundesgesetz vereinigt 
werden. 

(4) Eine Initiative zu einer Vereinigung kann auch von zwei oder mehreren 
Universitäten ausgehen. Auf Basis übereinstimmender Beschlüsse der beteiligten 
Universitätsräte und Rektorate sowie nach Stellungnahme der jeweiligen Senate 
kann die Bundesministerin oder der Bundesminister einen entsprechenden Vor-
schlag zur Änderung des Abs. 1 sowie zur Festlegung der notwendigen weiteren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gesetzlichen Regelungen (Vereinigungsrahmenbestimmungen) vorlegen. Eine 
Vereinigung kann nur mit Beginn einer neuen Leistungsvereinbarungsperiode 
wirksam werden. 

(5) Die Beschlüsse für eine Initiative zu einer Vereinigung haben jedenfalls zu 
enthalten: 

 1. einen Vorschlag zur Regelung der Rechtsnachfolge sowie zum gewünsch-
ten künftigen Namen der Universität; 

 2. den gewünschten Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vereinigung; 

 3. einen vorläufigen gemeinsamen Organisations- sowie Entwicklungsplan, 
der unter Berücksichtigung der Organisations- und Entwicklungspläne der 
beteiligten Universitäten erstellt wurde; 

 4. für den Fall der Beteiligung einer Medizinischen Universität einen Vor-
schlag für Regelungen im Organisationsplan, die sicherstellen, dass den 
der medizinischen Organisationseinheit zugehörigen Instituten, Kliniken 
etc. die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ressourcen zugewie-
sen werden; 

 5. einen Vorschlag für Übergangsregelungen betreffend die obersten Lei-
tungsorgane längstens innerhalb eines Jahres nach dem Wirksamwerden 
der Vereinigung und die gesetzlich eingerichteten Kollegialorgane sowie 

 6. einen Vorschlag für Übergangsregelungen betreffend die gemäß Organisa-
tionsplan der beteiligten Universitäten eingerichteten Organe und Gremi-
en. 

(6) Liegt eine Initiative zu einer Vereinigung gemäß Abs. 4 einschließlich der 
Beilagen gemäß Abs. 5 vor, so hat die Bundesministerin oder der Bundesminister 
die Zweckmäßigkeit der Vereinigung hinsichtlich der Ziele, der leitenden Grunds-
ätze und der Aufgaben der Universitäten (§§ 1 bis 3) zu prüfen und darüber der 
Bundesregierung zu berichten. Eine Initiative zu einer Vereinigung von Universitä-
ten kann im verfassungsrechtlich vorgesehenen Weg der Bundesgesetzgebung aber 
auch von der Bundesministerin oder dem Bundesminister selbst ausgehen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Rektorat 

§ 22 (1) …(2) … 

(3) Das Rektorat besteht aus der Rektorin oder dem Rektor und bis zu vier Vi-
zerektorinnen oder Vizerektoren. Bei der Zusammensetzung des Rektorats ist si-
cherzustellen, dass dieses über entsprechende Kompetenzen im Bereich der Wis-
senschaft sowie Management- und Verwaltungsführungskompetenzen verfügt. 
 
 
 
 

(3a) ….. (7) … 

Rektorat 

§ 22 (1) …(2) … 

(3) Das Rektorat besteht aus der Rektorin oder dem Rektor und bis zu vier Vi-
zerektorinnen oder Vizerektoren. Bei der Zusammensetzung des Rektorats ist si-
cherzustellen, dass dieses über entsprechende Kompetenzen im Bereich der Wis-
senschaft sowie Management- und Verwaltungsführungskompetenzen verfügt. Ist 
gemäß dem Organisationsplan der Universität eine Medizinische Fakultät einge-
richtet, so ist jedenfalls eine Vizerektorin oder ein Vizerektor für den medizini-
schen Bereich vorzusehen, wodurch sich abweichend vom ersten Satz die Anzahl 
der Mitglieder des Rektorats entsprechend erhöhen kann. Die Vizerektorin oder der 
Vizerektor für den medizinischen Bereich ist gleichzeitig Leiterin oder Leiter der 
Medizinischen Fakultät. 

(3a) ….. (7) … 

  

3. Unterabschnitt 

Sonderbestimmungen für die Klinischen Bereiche der Medizinischen 
Universitäten 

 

Organisation 

§ 29. (1) Die Medizinischen Universitäten gemäß § 6 Z 4 bis 6 erfüllen ihre 
Forschungs- und Lehraufgaben im Klinischen Bereich auch im Zusammenwirken 
mit öffentlichen Krankenanstalten. 

(2) Die organisatorische Gliederung des Klinischen Bereichs der Medizini-
schen Universität und der Krankenanstalt sind aufeinander abzustimmen. Dabei 
sind auch jene Einrichtungen der Medizinischen Universität festzulegen, die zur 
Unterstützung der Lehr- und Forschungsaufgaben des Klinischen Bereichs erfor-
derlich sind. Vor der Erstellung des Organisationsplans für den Klinischen Bereich 
hat das Rektorat daher das Einvernehmen mit dem Träger der Krankenanstalt her-
zustellen. Der Organisationsplan für den Klinischen Bereich bedarf der Zustim-
mung der Bundesministerin oder des Bundesministers. 
 

(3) Die Medizinische Universität ist berechtigt, sich an einer Gesellschaft zur 

3. Unterabschnitt 

Sonderbestimmungen für die Klinischen Bereiche  
der Medizinischen Universitäten bzw. der Universitäten,  

an denen eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist 

Organisation 

§ 29. (1) Die Medizinischen Universitäten gemäß § 6 Z 4 bis 6 bzw. die Uni-
versitäten, an denen eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, erfüllen ihre For-
schungs- und Lehraufgaben im Klinischen Bereich auch im Zusammenwirken mit 
öffentlichen Krankenanstalten. 

(2) Die organisatorische Gliederung des Klinischen Bereichs der Medizini-
schen Universität bzw. der Medizinischen Fakultät und der Krankenanstalt sind 
aufeinander abzustimmen. Dabei sind auch jene Einrichtungen der Medizinischen 
Universität bzw. der Medizinischen Fakultät festzulegen, die zur Unterstützung der 
Lehr- und Forschungsaufgaben des Klinischen Bereichs erforderlich sind. Vor der 
Erstellung des Organisationsplans für den Klinischen Bereich hat das Rektorat 
daher das Einvernehmen mit dem Träger der Krankenanstalt herzustellen. Der 
Organisationsplan für den Klinischen Bereich bedarf der Zustimmung der Bun-
desministerin oder des Bundesministers. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Führung des Betriebs der Krankenanstalt zu beteiligen. 
 

(4) Die Medizinische Universität hat folgende Verpflichtungen: 

 1. Sie hat ihre in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung stehenden Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit der Mitwirkung an der Erfüllung 
der Aufgaben der Organisationseinheiten des Klinischen Bereichs als Ein-
richtungen der Krankenanstalt zu beauftragen. Diese Mitwirkung ist dem 
Rechtsträger dieser Krankenanstalt und nicht der Universität zuzurechnen. 
Ein Arbeitsverhältnis zum Rechtsträger der Krankenanstalt wird dadurch 
nicht begründet. 

 2. Sie hat die notwendigen Daten und Informationen aller Organisationsein-
heiten über die Erfordernisse von Forschung und Lehre zur Ermittlung und 
Abwicklung des Klinischen Mehraufwandes nach betriebswirtschaftlichen 
Kriterien zu erheben, zu dokumentieren und zu bewerten. Die Medizini-
sche Universität hat ab 1. Jänner 2007 das Ergebnis ihrer Ermittlung der 
Leistung des Kostenersatzes gemäß § 55 des Bundesgesetzes über Kran-
kenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), BGBl. Nr. 1/1957, zu Grunde zu 
legen, sofern nicht in einer Verordnung gemäß § 56 KAKuG oder in einer 
Vereinbarung gemäß Abs. 5 eine andere Regelung getroffen wird. 

 3. Sie hat eine mittelfristige Planung für sämtliche Anlagen zu erstellen, die 
ganz oder teilweise dem Bedarf von Forschung und Lehre dienen und zu 
Mehrkosten im Sinne des § 55 KAKuG führen. Diese Planung sowie Neu-
anschaffungen sind nach Maßgabe des Bedarfs für Forschung und Lehre 
unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit sowie in Abstimmung mit den sonstigen Einrichtungen 
und Anschaffungen der Krankenanstalt vorzunehmen. 

 

(5) Die Medizinische Universität hat mit dem Rechtsträger der Krankenanstalt 
nach Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers unter Bedacht-
nahme auf die Leistungsvereinbarung gemäß § 13 eine Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit beim Betrieb der einzelnen zum Klinischen Bereich der Medizi-
nischen Universität gehörenden und gleichzeitig einen Teil der öffentlichen Kran-
kenanstalt bildenden Organisationseinheiten zu treffen, die auch die wechselseiti-
gen Leistungen und deren Bewertung enthält. In dieser Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit ist auch festzulegen, dass Universitätsangehörige gemäß § 94 

(3) Die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizini-
sche Fakultät eingerichtet ist, ist berechtigt, sich an einer Gesellschaft zur Führung 
des Betriebs der Krankenanstalt zu beteiligen. 

(4) Die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizini-
sche Fakultät eingerichtet ist, hat folgende Verpflichtungen: 

 1. Sie hat ihre in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung stehenden Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit der Mitwirkung an der Erfüllung 
der Aufgaben der Organisationseinheiten des Klinischen Bereichs als Ein-
richtungen der Krankenanstalt zu beauftragen. Diese Mitwirkung ist dem 
Rechtsträger dieser Krankenanstalt und nicht der Medizinischen Universi-
tät bzw. der Universität, an der eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, 
zuzurechnen. Ein Arbeitsverhältnis zum Rechtsträger der Krankenanstalt 
wird dadurch nicht begründet. 

 2. Sie hat die notwendigen Daten und Informationen aller Organisationsein-
heiten über die Erfordernisse von Forschung und Lehre zur Ermittlung und 
Abwicklung des Klinischen Mehraufwandes nach betriebswirtschaftlichen 
Kriterien zu erheben, zu dokumentieren und zu bewerten. Die Medizini-
sche Universität bzw. die Universität, an der eine Medizinische Fakultät 
eingerichtet ist, hat ab 1. Jänner 2007 das Ergebnis ihrer Ermittlung der 
Leistung des Kostenersatzes gemäß § 55 des Bundesgesetzes über Kran-
kenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), BGBl. Nr. 1/1957, zu Grunde zu 
legen, sofern nicht in einer Verordnung gemäß § 56 KAKuG oder in einer 
Vereinbarung gemäß Abs. 5 eine andere Regelung getroffen wird. 

 3. Sie hat eine mittelfristige Planung für sämtliche Anlagen zu erstellen, die 
ganz oder teilweise dem Bedarf von Forschung und Lehre dienen und zu 
Mehrkosten im Sinne des § 55 KAKuG führen. Diese Planung sowie Neu-
anschaffungen sind nach Maßgabe des Bedarfs für Forschung und Lehre 
unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit sowie in Abstimmung mit den sonstigen Einrichtungen 
und Anschaffungen der Krankenanstalt vorzunehmen. 

(5) Die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizini-
sche Fakultät eingerichtet ist, hat mit dem Rechtsträger der Krankenanstalt nach 
Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers unter Bedachtnahme 
auf die Leistungsvereinbarung gemäß § 13 eine Vereinbarung über die Zusammen-
arbeit beim Betrieb der einzelnen zum Klinischen Bereich der Medizinischen Uni-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1 Z 4 in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung, die mit der Mitwirkung 
an der Erfüllung der Aufgaben der Organisationseinheiten des Klinischen Bereichs 
als Einrichtungen der Krankenanstalt beauftragt sind, in einem Durchrechnungs-
zeitraum von 26 Wochen mindestens 30 vH der Normalarbeitszeit dieser Universi-
tätsangehörigen, bezogen auf die jeweilige Organisationseinheit, für universitäre 
Lehre und Forschung verwenden. 

(6) Den Organisationseinheiten einer Medizinischen Universität können ge-
gen Ersatz der Kosten auch Aufgaben des öffentlichen Gesundheitswesens über-
tragen werden. 

(7) Die Leiterin oder der Leiter der Universitätsklinik für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde der Medizinischen Universität Wien ist berechtigt, im Namen der 
Medizinischen Universität Wien Verträge über die Erbringung zahnärztlicher Leis-
tungen abzuschließen. 

(8) Die Wahrnehmung der Aufgaben im Rahmen einer öffentlichen Kranken-
anstalt und der allfälligen Aufgaben im Rahmen des Gesundheitswesens ist von der 
autonomen Besorgung durch die Universität ausgenommen (§ 61 Abs. 3 
UOG 1993). 

versität bzw. Medizinischen Fakultät gehörenden und gleichzeitig einen Teil der 
öffentlichen Krankenanstalt bildenden Organisationseinheiten zu treffen, die auch 
die wechselseitigen Leistungen und deren Bewertung enthält. In dieser Vereinba-
rung über die Zusammenarbeit ist auch festzulegen, dass Universitätsangehörige 
gemäß § 94 Abs. 1 Z 4 in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung, die mit der 
Mitwirkung an der Erfüllung der Aufgaben der Organisationseinheiten des Klini-
schen Bereichs als Einrichtungen der Krankenanstalt beauftragt sind, in einem 
Durchrechnungszeitraum von 26 Wochen mindestens 30vH der Normalarbeitszeit 
dieser Universitätsangehörigen, bezogen auf die jeweilige Organisationseinheit, für 
universitäre Lehre und Forschung verwenden. 

(6) Den Organisationseinheiten einer Medizinischen Universität bzw. einer 
Medizinischen Fakultät können gegen Ersatz der Kosten auch Aufgaben des öf-
fentlichen Gesundheitswesens übertragen werden. 

(7) Die Leiterin oder der Leiter der Universitätsklinik für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde der Medizinischen Universität Wien ist berechtigt, im Namen der 
Medizinischen Universität Wien Verträge über die Erbringung zahnärztlicher Leis-
tungen abzuschließen. 

(8) Die Wahrnehmung der Aufgaben im Rahmen einer öffentlichen Kranken-
anstalt und der allfälligen Aufgaben im Rahmen des Gesundheitswesens ist von der 
autonomen Besorgung durch die Medizinische Universität bzw. durch die Univer-
sität, an der eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, ausgenommen. 

(9) Die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizini-
sche Fakultät eingerichtet ist, kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Abs. 1 
auch der Bediensteten des Rechtsträgers der Krankenanstalt bedienen. Diesbezüg-
lich ist nach Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers durch 
die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizinische Fakul-
tät eingerichtet ist, unter Bedachtnahme auf die Leistungsvereinbarungen gemäß 
§ 13 mit dem Rechtsträger der Krankenanstalt eine Vereinbarung zu treffen, die 
insbesondere sowohl das Ausmaß der Tätigkeit in Lehre und Forschung, den dafür 
notwendigen Kostenersatz als auch Ausführungen über das Weisungsrecht der 
Rektorin oder des Rektors hinsichtlich der für Aufgaben der Universität konkret 
betrauten Bediensteten des Rechtsträgers der Krankenanstalt enthält. Der Bedarf 
der Medizinischen Universität bzw. der Universität, an der eine Medizinische Fa-
kultät eingerichtet ist, und die Qualifikation der Bediensteten sind zu berücksichti-
gen. Für die Tätigkeit dieser Bediensteten im Rahmen von Forschung und Lehre ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 2 Z 1 bis 3 anzuwenden. Die konkrete Betrauung der oder des Bediensteten er-
folgt durch die Rektorin oder den Rektor. Ein Arbeitsverhältnis zur Medizinischen 
Universität bzw. der Universität, an der eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, 
wird dadurch nicht begründet. Die von der Rektorin oder dem Rektor konkret mit 
wissenschaftlichen Aufgaben betrauten Bediensteten des Rechtsträgers der Kran-
kenanstalt sind den Angehörigen der Universität gemäß § 94 Abs. 2 Z 2 gleichge-
stellt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Ethikkommission 

§ 30. (1) An jeder Medizinischen Universität ist vom Senat zur Beurteilung 
klinischer Prüfungen von Arzneimitteln und Medizinprodukten, der Anwendung 
neuer medizinischer Methoden und angewandter medizinischer Forschung an 
Menschen eine Ethikkommission einzurichten. 
 

(2) Die Ethikkommissionen haben jedenfalls den Erfordernissen des § 8c 
Abs. 1 bis 5 und 7 KAKuG, zu entsprechen. 

(3) Die Ethikkommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben. Diese ist 
dem Universitätsrat und dem Rechtsträger der Krankenanstalt im Wege der Rekto-
rin oder des Rektors zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Die Mitglieder der Ethikkommission unterliegen in dieser Funktion weder 
Weisungen der Organe der Krankenanstalt noch Weisungen der Organe der Uni-
versität. 

Ethikkommission 

§ 30. (1) An jeder Medizinischen Universität bzw. an jeder Universität, an der 
eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, ist vom Senat zur Beurteilung klini-
scher Prüfungen von Arzneimitteln und Medizinprodukten, der Anwendung neuer 
medizinischer Methoden und angewandter medizinischer Forschung an Menschen 
eine Ethikkommission einzurichten. 

(2) Die Ethikkommissionen haben jedenfalls den Erfordernissen des § 8c 
Abs. 1 bis 5 und 7 KAKuG zu entsprechen. 

(3) Die Ethikkommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben. Diese ist 
dem Universitätsrat und dem Rechtsträger der Krankenanstalt im Wege der Rekto-
rin oder des Rektors zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Die Mitglieder der Ethikkommission unterliegen in dieser Funktion weder 
Weisungen der Organe der Krankenanstalt noch Weisungen der Organe der Uni-
versität. 

Gliederung des Klinischen Bereichs 

§ 31. (1) Der Klinische Bereich einer Medizinischen Universität umfasst jene 
Einrichtungen, die funktionell gleichzeitig Organisationseinheiten einer öffentli-
chen Krankenanstalt sind. 

(2) Die Organisationseinheiten einer Medizinischen Universität, in denen im 
Rahmen einer Krankenanstalt neben Forschungs- und Lehraufgaben auch ärztliche 
oder zahnärztliche Leistungen unmittelbar am Menschen erbracht werden, führen 
die Bezeichnung “Universitätsklinik”. 

(3) Die Organisationseinheiten einer Medizinischen Universität, in denen im 
Rahmen einer Krankenanstalt neben Forschungs- und Lehraufgaben auch ärztliche 
Leistungen mittelbar für den Menschen erbracht werden, führen die Bezeichnung 
“Klinisches Institut”. 

(4) Die Universitätskliniken und Klinischen Institute können in “Klinische 
Abteilungen” gegliedert werden. In diesem Fall obliegt der Leiterin oder dem Lei-
ter der Klinischen Abteilung die Verantwortung für die zu erfüllenden ärztlichen 
Aufgaben gemäß § 7a Abs. 1 KAKuG. 

Gliederung des Klinischen Bereichs 

§ 31. (1) Der Klinische Bereich einer Medizinischen Universität bzw. einer 
Medizinischen Fakultät umfasst jene Einrichtungen, die funktionell gleichzeitig 
Organisationseinheiten einer öffentlichen Krankenanstalt sind. 

(2) Die Organisationseinheiten einer Medizinischen Universität bzw. einer 
Medizinischen Fakultät, in denen im Rahmen einer Krankenanstalt neben For-
schungs- und Lehraufgaben auch ärztliche oder zahnärztliche Leistungen unmittel-
bar am Menschen erbracht werden, führen die Bezeichnung “Universitätsklinik”. 

(3) Die Organisationseinheiten einer Medizinischen Universität bzw. einer 
Medizinischen Fakultät, in denen im Rahmen einer Krankenanstalt neben For-
schungs- und Lehraufgaben auch ärztliche Leistungen mittelbar für den Menschen 
erbracht werden, führen die Bezeichnung “Klinisches Institut”. 

(4) Die Universitätskliniken und Klinischen Institute können in “Klinische 
Abteilungen” gegliedert werden. In diesem Fall obliegt der Leiterin oder dem Lei-
ter der Klinischen Abteilung die Verantwortung für die zu erfüllenden ärztlichen 
Aufgaben gemäß § 7b Abs. 1 KAKuG. 

Leitungsfunktionen im Klinischen Bereich 

§ 32. (1) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit oder einer 

Leitungsfunktionen im Klinischen Bereich 

§ 32. (1) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit oder einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Klinischen Abteilung einer Medizinischen Universität, die gleichzeitig die Funkti-
on einer Krankenabteilung oder einer gleichzuwertenden Einrichtung einer öffent-
lichen Krankenanstalt (§ 7 Abs. 4 und § 7a KAKuG) hat, darf nur eine Universi-
tätsprofessorin oder ein Universitätsprofessor mit einschlägiger Facharzt- oder 
Zahnarztqualifikation bestellt werden. Zur Stellvertreterin oder zum Stellvertreter 
der Leiterin oder des Leiters darf nur eine Universitätsangehörige oder ein Univer-
sitätsangehöriger mit entsprechender Qualifikation als Fachärztin oder Facharzt 
oder als Zahnärztin oder Zahnarzt bestellt werden. Vor der Bestellung ist dem 
Rechtsträger der Krankenanstalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 

(1a) Die Leiterin oder der Leiter einer Organisationseinheit oder einer Klini-
schen Abteilung einer Medizinischen Universität, die gleichzeitig die Funktion 
einer Krankenabteilung oder einer gleichzuwertenden Einrichtung einer öffentli-
chen Krankenanstalt (§ 7 Abs. 4 und § 7a KAKuG) hat, kann vom Rektorat wegen 
einer schweren Pflichtverletzung, einer strafgerichtlichen Verurteilung, wegen 
mangelnder gesundheitlicher Eignung oder wegen eines begründeten Vertrauens-
verlustes von ihrer oder seiner Funktion abberufen werden. Vor der Abberufung ist 
dem Rechtsträger der Krankenanstalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
 

(2) Die Bestellung zur Leiterin oder zum Leiter sowie zur Stellvertreterin oder 
zum Stellvertreter der Leiterin oder des Leiters einer im Abs. 1 genannten Organi-
sationseinheit oder einer Klinischen Abteilung hat zunächst zeitlich befristet zu 
erfolgen. 

Klinischen Abteilung einer Medizinischen Universität bzw. einer Medizinischen 
Fakultät, die gleichzeitig die Funktion einer Krankenabteilung oder einer gleich-
zuwertenden Einrichtung einer öffentlichen Krankenanstalt (§ 7 Abs. 4, § 7a 
Abs. 1 sowie § 7b Abs. 1 und 2 KAKuG) hat, darf vom Rektorat nur eine Universi-
tätsprofessorin oder ein Universitätsprofessor mit einschlägiger Facharzt- oder 
Zahnarztqualifikation bestellt werden. Zur Stellvertreterin oder zum Stellvertreter 
der Leiterin oder des Leiters darf nur eine Universitätsangehörige oder ein Univer-
sitätsangehöriger mit entsprechender Qualifikation als Fachärztin oder Facharzt 
oder als Zahnärztin oder Zahnarzt bestellt werden. Vor der Bestellung ist dem 
Rechtsträger der Krankenanstalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(1a) Die Leiterin oder der Leiter einer Organisationseinheit oder einer Klini-
schen Abteilung einer Medizinischen Universität bzw. einer Medizinischen Fakul-
tät, die gleichzeitig die Funktion einer Krankenabteilung oder einer gleichzuwer-
tenden Einrichtung einer öffentlichen Krankenanstalt (§ 7 Abs. 4, § 7a Abs. 1 so-
wie § 7b Abs. 1 und 2 KAKuG) hat, kann vom Rektorat wegen einer schweren 
Pflichtverletzung, einer strafgerichtlichen Verurteilung, wegen mangelnder ge-
sundheitlicher Eignung oder wegen eines begründeten Vertrauensverlustes von 
ihrer oder seiner Funktion abberufen werden. Vor der Abberufung ist dem Rechts-
träger der Krankenanstalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(2) Die Bestellung zur Leiterin oder zum Leiter sowie zur Stellvertreterin oder 
zum Stellvertreter der Leiterin oder des Leiters einer im Abs. 1 genannten Organi-
sationseinheit oder einer Klinischen Abteilung hat zunächst zeitlich befristet zu 
erfolgen. 

(3) Werden Organisationseinheiten einer Krankenanstalt erstmals in den Kli-
nischen Bereich einer Medizinischen Universität bzw. einer Universität, an der 
eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, einbezogen, gelten die ärztlichen Leite-
rinnen und Leiter dieser Organisationseinheiten (§ 7 Abs. 4, § 7a Abs. 1 sowie § 7b 
Abs. 1 und 2 KAKuG) längstens bis zur Bestellung einer Leiterin oder eines Lei-
ters gemäß Abs. 1 als provisorisch auch mit der Leitung der entsprechenden Orga-
nisationseinheit des Klinischen Bereichs der Medizinischen Universität bzw. einer 
Universität, an der eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, betraut. Die provi-
sorische Betrauung darf die Dauer von drei Jahren nicht übersteigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Kostenersatz an den Krankenanstaltenträger 

§ 33. Die Medizinischen Universitäten sind verpflichtet, die Kostenersätze 
gemäß § 55 KAKuG namens des Bundes an den jeweiligen Rechtsträger der Kran-
kenanstalt zu leisten. Ausgenommen davon sind die Kostenersätze des Bundes für 
Klinikneubauten und Klinikumbauten sowie für die Ersteinrichtung dieser Gebäu-
de. 

Kostenersatz an den Krankenanstaltenträger 

§ 33. Die Medizinischen Universitäten bzw. die Universitäten, an denen eine 
Medizinische Fakultät eingerichtet ist, sind verpflichtet, die Kostenersätze gemäß 
§ 55 KAKuG namens des Bundes an den jeweiligen Rechtsträger der Krankenan-
stalt zu leisten. Ausgenommen davon sind die Kostenersätze des Bundes für Kli-
nikneubauten und Klinikumbauten sowie für die Ersteinrichtung dieser Gebäude. 

Vertreterinnen und Vertreter der Ärzte und Zahnärzte 

§ 34. Die im Klinischen Bereich einer Medizinischen Universität tätigen Ärz-
tinnen und Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte mit Ausnahme der Leiterin-
nen und Leiter von Organisationseinheiten (§ 32) haben zur Wahrnehmung der 
Aufgaben gemäß § 3 Abs. 3 des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes, BGBl. I 
Nr. 8/1997, aus ihrer Mitte fünf Vertreterinnen oder Vertreter zu wählen. 

Vertreterinnen und Vertreter der Ärzte und Zahnärzte 

§ 34. Die im Klinischen Bereich einer Medizinischen Universität bzw. einer 
Medizinischen Fakultät tätigen Ärztinnen und Ärzte sowie Zahnärztinnen und 
Zahnärzte mit Ausnahme der Leiterinnen und Leiter von Organisationseinheiten 
(§ 32) haben zur Wahrnehmung der Aufgaben gemäß § 3 Abs. 3 des Krankenan-
stalten-Arbeitszeitgesetzes, BGBl. I Nr. 8/1997, aus ihrer Mitte fünf Vertreterinnen 
oder Vertreter zu wählen. 

Lehrkrankenhaus 

§ 35. Abteilungen von Krankenanstalten, die nicht zum Klinischen Bereich 
einer Medizinischen Universität gehören, können von den Medizinischen Universi-
täten mit Zustimmung des Rechtsträgers der Krankenanstalt zur Verbesserung und 
Intensivierung des praktischmedizinischen Unterrichts herangezogen werden. 
Werden mehrere Abteilungen einer solchen Krankenanstalt zu diesem Zweck stän-
dig herangezogen, kann dieser Krankenanstalt von der betreffenden Medizinischen 
Universität die Bezeichnung “Lehrkrankenhaus” verliehen werden. 

Lehrkrankenhaus 

§ 35. Abteilungen von Krankenanstalten, die nicht zum Klinischen Bereich 
einer Medizinischen Universität bzw. einer Medizinischen Fakultät gehören, kön-
nen von den Medizinischen Universitäten bzw. den Universitäten, an denen eine 
Medizinische Fakultät eingerichtet ist, mit Zustimmung des Rechtsträgers der 
Krankenanstalt zur Verbesserung und Intensivierung des praktisch-medizinischen 
Unterrichts herangezogen werden. Werden mehrere Abteilungen einer solchen 
Krankenanstalt zu diesem Zweck ständig herangezogen, kann dieser Krankenan-
stalt von der betreffenden Medizinischen Universität bzw. von der betreffenden 
Universität, an der eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, die Bezeichnung 
“Lehrkrankenhaus” verliehen werden.“ 

Studieneingangs- und Orientierungsphase 

§ 66. (1) … (1a) … 

(1b) Die Zulassung zum Studium erlischt, wenn die oder der Studierende bei 
einer für ihr oder ihn im Rahmen der Studieneingangs- und Orientierungsphase 
vorgeschriebenen Prüfung auch bei der letzten Wiederholung negativ beurteilt 
wurde. Die neuerliche Zulassung zu diesem Studium kann in Abweichung von 
§ 63 Abs. 7 frühestens für das drittfolgende Semester nach dem Erlöschung der 
Zulassung beantragt werden. Die neuerliche Zulassung kann zweimal beantragt 
werden. Nach jeder neuerlichen Zulassung stehen der Studierenden bzw. dem 

Studieneingangs- und Orientierungsphase 

§ 66. (1) … (1a) … 

(1b) Die Zulassung zum Studium erlischt, wenn die oder der Studierende bei 
einer für sie oder ihn im Rahmen der Studieneingangs- und Orientierungsphase 
vorgeschriebenen Prüfung auch bei der letzten Wiederholung negativ beurteilt 
wurde. Die neuerliche Zulassung zu diesem Studium kann in Abweichung von 
§ 63 Abs. 7 frühestens für das drittfolgende Semester nach dem Erlöschen der 
Zulassung beantragt werden. Die neuerliche Zulassung kann zweimal beantragt 
werden. Nach jeder neuerlichen Zulassung stehen der Studierenden bzw. dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Studierenden die gesamte Anzahl an Prüfungswiederholungen in der Studienein-
gangs- und Orientierungsphase gemäß Abs. 1a dritter Satz zu Verfügung. 

(2) … (5) … 

Studierenden die gesamte Anzahl an Prüfungswiederholungen in der Studienein-
gangs- und Orientierungsphase gemäß Abs. 1a dritter Satz zur Verfügung. 

Abgekürztes Berufungsverfahren für Universitätsprofessorinnen und Univer-
sitätsprofessoren 

§ 99. (1) … 

(2) Die Rektorin oder der Rektor hat die Kandidatin oder den Kandidaten für 
die zu besetzende Stelle auf Vorschlag oder nach Anhörung der Universitätsprofes-
sorinnen und Universitätsprofessoren des fachlichen Bereichs der Universität aus-
zuwählen, dem die Stelle zugeordnet ist. 

(3) … 

Abgekürztes Berufungsverfahren für Universitätsprofessorinnen und Univer-
sitätsprofessoren 

§ 99. (1) … 

(2) Die Rektorin oder der Rektor hat die Kandidatin oder den Kandidaten für 
die zu besetzende Stelle auf Vorschlag oder nach Anhörung der Universitätspro-
fessorinnen und Universitätsprofessoren des fachlichen Bereichs der Universität 
auszuwählen, dem die Stelle zugeordnet ist. Sind keine Universitätsprofessorinnen 
oder Universitätsprofessoren des fachlichen Bereichs an der Universität vorhanden, 
hat die Rektorin oder der Rektor die Universitätsprofessorinnen und die Universi-
tätsprofessoren nach Anhörung mindestens zweier Universitätsprofessorinnen oder 
Universitätsprofessoren des fachlichen Bereichs mindestens zweier anderer Uni-
versitäten, auszuwählen. Die Auswahl der zwei Universitätsprofessorinnen oder 
Universitätsprofessoren des fachlichen Bereichs mindestens zweier anderer Uni-
versitäten durch die Rektorin oder den Rektor erfolgt nach Anhörung des Senats. 

(3) … 

 Übergangsbestimmung für Bedienstete des Rechtsträgers einer  
Krankenanstalt gemäß § 29 Abs. 9 

§ 123a. Die gemäß § 29 Abs. 9 letzter Satz konkret betrauten Bediensteten 
des Rechtsträgers einer Krankenanstalt sind in den ersten drei Jahren ab dem im 
Organisationsplan der Universität vorgesehenen Zeitpunkt der Einrichtung einer 
Medizinischen Fakultät organisationsrechtlich nur dann den Universitätsangehöri-
gen gemäß § 94 Abs. 2 Z 2 gleichgestellt, wenn diese in einem Durchrechnungs-
zeitraum von 26 Wochen mindestens 30vH der Normalarbeitszeit bezogen auf die 
jeweilige Organisationseinheit mit Aufgaben der universitären Lehre und For-
schung betraut werden. 

 5a. Abschnitt 

Vereinigung von Universitäten 

Rechtsnachfolge 

§ 140a. (1) Zwei oder mehrere Universitäten können durch Bundesgesetz ver-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einigt werden (§ 6 Abs. 3 bis 6). Die Vereinigungsrahmenbestimmungen gemäß 
§ 6 Abs. 4 haben auch die Rechtsnachfolge festzulegen. 

(2) Ist eine an einer Vereinigung beteiligte Medizinische Universität nicht die 
rechtsnachfolgende Universität, so ist für diesen Bereich von der rechtsnachfol-
genden Universität durch den Organisationsplan eine Medizinische Fakultät einzu-
richten. 

(3) Die Rechte und Pflichten aus den Leistungsvereinbarungen der beteiligten 
Universitäten gehen mit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vereinigung 
gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 auf die rechtsnachfolgende Universität über. 

 Übergangsbestimmungen für die Satzung, den Organisations- und den Ent-
wicklungsplan 

§ 140b. (1) In Abweichung von § 22 Abs. 1 Z 1 haben die Senate der beteilig-
ten Universitäten unter Berücksichtigung der jeweiligen Satzungen bis zum Wirk-
samwerden der Vereinigung gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 eine vorläufige gemeinsame 
Satzung zu beschließen und im Mitteilungsblatt der beteiligten Universitäten zu 
verlautbaren. 

(2) Bis längstens drei Jahre ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ver-
einigung gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 sind von den zuständigen Organen der rechtsnach-
folgenden Universität eine Satzung, ein Entwicklungs- sowie ein Organisations-
plan zu beschließen und im Mitteilungsblatt zu verlautbaren. Die vorläufige ge-
meinsame Satzung gemäß Abs. 1 sowie der vorläufige Organisations- sowie Ent-
wicklungsplan gemäß § 6 Abs. 5 Z 3 bleiben bis zu diesem Zeitpunkt in Geltung. 

 Übergang von Mietrechten an Liegenschaften, Bauwerken und Räumlichkei-
ten 

§ 140c. (1) Die Mietrechte an den von den beteiligten Universitäten angemie-
teten Liegenschaften, Bauwerken und Räumlichkeiten gehen mit dem Tag des 
Wirksamwerdens der Vereinigung (Stichtag) unter Ausschluss der Rechtsfolgen 
der §§ 12a und 46a des Mietrechtsgesetzes im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
auf die rechtsnachfolgende Universität über. 

(2) Zu dem im Abs. 1 genannten Stichtag tritt die rechtsnachfolgende Univer-
sität auch als Verpächterin oder Leihgeberin anstelle der beteiligten Universitäten 
in die bestehenden Pacht- und Leihverträge ein. 

Überleitung des Personals 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 140d. (1) Beamtinnen und Beamte, die am Tag vor dem Wirksamwerden 
der Vereinigung gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 den beteiligten Universitäten im Sinne des 
§ 125 Abs. 2 angehören, gehören ab dem auf diesen Zeitpunkt folgenden Tag für 
die Dauer des Dienststandes dem Amt der rechtsnachfolgenden Universität an und 
sind dieser Universität zur dauernden Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht 
zu einer anderen Bundesdienststelle versetzt werden. 

(2) Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der beteiligten Universitä-
ten gilt die Vereinigung gemäß § 6 Abs. 2 als Betriebsübergang gemäß § 3 des 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz – AVRAG, BGBl. Nr. 459/1993. Auf 
diese sind das AVRAG sowie die auf den Betriebsübergang bezogenen Bestim-
mungen der Arbeitsverfassung (Arbeitsverfassungsgesetz - ArbVG), BGBl. 
Nr. 22/1974, anzuwenden. Auf jene dieser Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die gemäß § 126 Abs. 1 in ein Arbeitsverhältnis zur einer der beteiligten Universi-
täten übergeleitet wurden, und die am Tag vor dem Stichtag der Wirksamkeit der 
Vereinigung einem Kollektivvertrag gemäß § 108 nicht unterliegen, ist § 126 
Abs. 4 weiter anzuwenden. 

(3) Eine an einer beteiligten Universität verliehene Lehrbefugnis (§ 103) gilt 
ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vereinigung gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 
als von der rechtsnachfolgenden Universität verliehene Lehrbefugnis. 

 Übergangsbestimmungen für die Interessenvertretung der  
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

§ 140e. (1) Ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vereinigung gemäß 
§ 6 Abs. 3 bis 6 bilden die Betriebsräte gemäß § 135 Abs. 3 der beteiligten Univer-
sitäten jeweils einen Betriebsrat. Die Betriebsräte sind längstens binnen eines Jah-
res ab dem Wirksamwerden der Vereinigung gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 neu zu wäh-
len. Die Funktionsperiode der Betriebsräte endet mit der Konstituierung der neu-
gewählten Betriebsräte. 

(2) Hinsichtlich der Betriebsvereinbarungen der beteiligten Universitäten gilt 
§ 31 Abs. 7 ArbVG. 

 Studienrechtliche Übergangsbestimmungen 

§ 140f. Die an den beteiligten Universitäten eingerichteten Diplom-, Ba-
chelor-, Master- und Doktoratsstudien gelten ab dem Wirksamwerden der Vereini-
gung gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 als an der rechtsnachfolgenden Universität eingerich-
tet. Auf diese Studien sind die jeweiligen Curricula in der zum Zeitpunkt des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wirksamwerdens der Vereinigung geltenden Fassung weiterhin anzuwenden, und 
diese Studienpläne dürfen gemäß § 25 Abs. 1 Z 10 auch abgeändert werden. An 
Absolventinnen und Absolventen dieser Studien sind jeweils jene akademischen 
Grade zu verleihen, die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vereinigung für 
die jeweiligen Studien vorgesehen sind. § 80 bis § 80b UniStG sind sinngemäß 
anzuwenden. Werden an Stelle bestehender Studien gemäß § 54 Abs. 1 Bachelor- 
und Masterstudien eingerichtet, so sind in den Curricula den § 80 Abs. 2 und § 80a 
Abs. 2 UniStG entsprechende Übergangsbestimmungen vorzusehen. 

 Sonstige Bestimmungen 

§ 140g. Die rechtsnachfolgende Universität und die beteiligten Universitäten 
gemäß § 6 Abs. 3 bis 6 sind hinsichtlich der Vereinigung von allen dadurch entste-
henden Gebühren und Abgaben befreit. Davon ausgenommen sind Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren. 

 § 140h. Zivilrechtliche Vertragsverhältnisse zwischen der rechtsnachfolgen-
den Universität und den beteiligten Universitäten erlöschen mit dem Wirksamwer-
den der Vereinigung (§ 1445 Abs. 1 ABGB). 
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